
   

Teuerspirale beenden   

Die Inflation ist auf dem höchsten Stand seit fast 50 

Jahren. Im Mai lagen die Preise fast 8 Prozent über 

dem Niveau des Vorjahres. Neben der Preissteigerung 

bei Lebensmitteln und Bedarfsgütern des Alltags tra-

gen vor allem die explodierenden Energiepreise dazu 

bei. Die Heizölpreise haben sich im Vergleich zum Mai 

2021 fast verdoppelt, der Gaspreis ist um mehr als die 

Hälfte gestiegen. Auch Tanken bleibt teuer. 

Die Preissteigerung hat sich zum wichtigsten Alltags-

problem entwickelt. Sie entwertet Einkommen und 

Renten und verringert das Sparvermögen der Men-

schen in Deutschland. Was die Regierung gegen die 

Inflation vorlegt, wird dem Ernst der Lage nicht ge-

recht und erreicht die Bürgerinnen und Bürger nur 

unzureichend. Wir brauchen jetzt eine wirksame Initi-

ative gegen die Inflation, um einen dauerhaften Ver-

mögens- und Wohlstandsverlust zu verhindern und 

Die Woche im Bundestag 

eine Verschärfung der Inflations- und Schuldenkrise 

abzuwenden. Dazu zählt, dass die Bundesregierung 

ihre ausufernde Verschuldungspolitik beendet. Das 

Leben auf Kredit befeuert die Inflationsentwick-

lung. 

Mit unserem Antrag Teuerspirale beenden – Bürge-

rinnen und Bürger schnell und wirksam entlasten 

richten wir konkrete Forderungen an die Bundesre-

gierung: So muss die Energiepreispauschale auch 

Rentnerinnen und Rentnern, Versorgungsempfän-

gern, Studierenden sowie Beziehern von Lohner-

satzleistungen wie jungen Eltern zugutekommen. 

Die sog. kalte Progression muss kurzfristig, vollstän-

dig und rückwirkend ausgeglichen werden. Die 

Stromsteuer sowie der Industriestrompreis müssen 

gesenkt werden. Wir brauchen mehr Transparenz 

und Entlastung bei den Energiepreisen, eine besse-

re Förderung für private Photovoltaik und ein Pro-

gramm zur Reduzierung des Gasverbrauchs.  
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Vertrauen der Bürger nicht verspielen 

 

Der Petitionsausschuss hat in dieser Woche seinen Tätig-

keitsbericht für das Jahr 2021 der Präsidentin des Deut-

schen Bundestages überreicht. Dazu erklärt der Obmann 

der Arbeitsgruppe Petitionen der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion, Andreas Mattfeldt:   

„Im vergangenen Jahr haben sich wieder tausende Bürge-

rinnen und Bürger mit ihren oftmals höchstpersönlichen 

Anliegen vertrauensvoll an den Petitionsausschuss des 

Deutschen Bundestages gewandt. Bei Einzelanliegen, die 

weit mehr als die Hälfte der Zuschriften ausmachten, konn-

te ihnen häufig geholfen werden. Auch flossen Forderungen 

aus Petitionen in Gesetzgebungsprozesse ein.  

„Ampelkoalition taktiert parteipolitisch“  

Die CDU/CSU-Fraktion hätte es für wichtig erachtet, die 

Kontinuität der Arbeit über den Wahlperiodenwechsel hin-

weg im Interesse der Petentinnen und Petenten zu gewähr-

leisten. Mittels fraktionsinterner Absprachen wäre das mög-

lich gewesen. Stattdessen hat die Ampelkoalition gleich 

nach der Bundestagswahl angefangen, parteipolitisch zu 

taktieren. So hat sie eine Petition nach Beschlussfassung 

plötzlich angehalten oder sie hat Vorgänge massenweise 

geschoben. Dadurch verlängern sich diese Petitionsverfah-

ren unnötig.  

Ein solches Vorgehen widerspricht dem Grundrecht aus 

Artikel 17, wonach sich jede und jeder mit seinem Anliegen 

an den Bundestag wenden kann. Auf diese Weise wird die 

Bürgernähe des Parlaments gewährleistet. Die CDU/CSU-

Fraktion setzt sich dafür ein, dass die gute parlamentarische 

Petitionsarbeit, basierend auf Vertrauen, Verlässlichkeit 

und Wertschätzung der vielen Zuschriften, bewahrt wird. 

„Wir brauchen dringend digitale  

eine Aktenführung“ 

Daher sollte es auch für die neue Regierung selbstverständ-

lich sein, dass sich bei öffentlichen Beratungen von Petitio-

nen, also bei Anliegen, die mehr als 50.000 Unterstützer 

gefunden haben, eine Ministerin bzw. ein Minister der Sa-

che annimmt. Damit die Petentinnen und Petenten zügig 

Rückmeldung erhalten, brauchen wir dringend eine digitale 

Aktenführung. 

Gleichzeitig sprechen wir uns grundsätzlich gegen öffentli-

che Sitzungen aus. Denn zum einen wollen wir das Persön-

lichkeitsrecht wahren. Zum anderen brauchen wir einen 

geschützten Raum, um über Fraktionsgrenzen hinweg best-

mögliche Ergebnisse für die Petentinnen und Petenten zu 

erzielen. Nur so gewinnen wir auch künftig ihr Vertrauen.“ 
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physischen und psychischen Folgen dieser Taten ein Leben 

lang. Dabei sind die Aussagen von Ermittlern eindeutig: Die 

temporäre Speicherung von IP-Adressen ist notwendig und 

das mit Abstand wirksamste Instrument, um die Täter zu er-

mitteln. Denn vielfach ist die IP-Adresse – also jene Adresse, 

die Nutzer im Internet, beispielsweise beim Austausch von 

kinderpornografischem Material, hinterlassen – der einzige 

Ermittlungsansatz. Ohne diesen Ermittlungsansatz müssen 

Verfahren eingestellt werden, die Täter können nicht er-

mittelt werden. Wir brauchen deshalb – zum Schutz der Kin-

der – klare Regeln für die Speicherung und Erhebung dieser 

Daten. Die Bundesregierung muss jetzt handeln. 

Mit unserem Antrag Landwirtschaftliche Produktion zu-

kunftsfähig gestalten – Innovationsrahmen für neue geno-

mische Techniken schaffen betonen wir die Chancen Neuer 

Genomischer Techniken (NGT) zur Züchtung landwirtschaftli-

cher Nutzpflanzen. Ein Beispiel ist die Genschere Crispr/CAS. 

Damit können Pflanzen hervorgebracht werden, die mit we-

nig Wasser auskommen, resistent gegen Pilzbefall sind und 

dem Klimastress trotzen können. Dies dient der weltweiten 

Ernährungssicherung. Kern des Antrags ist die Aufforderung 

an die Bundesregierung, sich auf EU-Ebene für eine Moderni-

sierung des EU-Gentechnikrechts einzusetzen, damit Neue 

Genomische Techniken schneller zugelassen werden können. 

Zudem fordert der Antrag die Bundesregierung auf, eine 

Kennzeichnung für Produkte aus den o.g. Verfahren zu 

schaffen sowie Anstrengungen zu unternehmen, Wissen-

schaftler auf diesem Gebiet in Deutschland zu halten. 

Energiewende in der Gebäudewirtschaft beschleunigen. Für 

die Erreichung der Klimaschutzziele im Gebäudesektor ist 

eine deutliche Steigerung der energetischen Sanierungen von 

Bestandsgebäuden notwendig. Bis 2030 sollen die CO2-

Emissionen im Gebäudesektor weiter auf 67 Millionen Ton-

nen CO2 reduziert werden. Mit unserem Antrag zeigen wir 

Die Woche im Plenum  

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

Wir legen einen Antrag mit Ideen vor, wie wir Ostdeutsch-

land zu einer der innovativsten und leistungsstärksten Regi-

onen Europas machen können. Großansiedlungen wie Tesla 

in Brandenburg, Intel in Sachsen-Anhalt oder Vodafone in 

Sachsen geben einen Vorgeschmack darauf, welch enorme 

Innovationsdynamik in Ostdeutschland künftig entfaltet wer-

den kann. Dies ist zuvorderst der Verdienst der Bürgerinnen 

und Bürger, die seit 1990 an der Erfolgsgeschichte der ost-

deutschen Länder mitgeschrieben haben. Die positive Gesam-

tentwicklung Ostdeutschlands seit der Wiedervereinigung gilt 

es nun mit ganzer Kraft fortzuschreiben. Die Bundesregierung 

steht jetzt in der Pflicht, in Deutschland und der EU die gro-

ßen Weichenstellungen unserer Zeit vorzunehmen und damit 

auch nachkommenden Generationen ein Leben in Sicherheit 

und Wohlstand zu ermöglichen. Deswegen war es dringend 

geboten, dass Bundeskanzler Scholz und die ostdeutschen 

Landesregierungen am 13. Juni 2022 die sog. „Riemser Erklä-

rung“ beschlossen haben, die wir ausdrücklich begrüßen. Die 

Bundesregierung steht im Wort, nun rasch Taten folgen zu 

lassen. 

Wir machen Vorschläge, wie der Schutz von Kindern vor sexu-

ellem Missbrauch verbessert werden kann: Mit unserem An-

trag Kinderschutz vor Datenschutz – Mit der Speicherung 

von IP-Adressen sexuellen Kindesmissbrauch wirksam be-

kämpfen zeigen wir auf, welche Rechtsänderungen die Bun-

desregierung nun angehen muss. Die in den letzten Monaten 

aufgedeckten Missbrauchsfälle von Lügde, Münster, Staufen 

und zuletzt Wermelskirchen sind nur die ‚Spitze des Eisbergs‘. 

Die Fälle von sexuellem Kindesmissbrauch sind laut Polizeili-

cher Kriminalstatistik im vergangenen Jahr um 6,3 Prozent auf 

über 15.500 Fälle gestiegen. Viele Opfer leiden unter den 
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In 1. Lesung befassten wir uns mit dem Entwurf der Bundes-

regierung für ein Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbu-

ches – Aufhebung des Verbots der Werbung für den 

Schwangerschaftsabbruch (§ 219a StGB), zur Änderung des 

Heilmittelwerbegesetzes und zur Änderung des Einfüh-

rungsgesetzes zum Strafgesetzbuch. Parallel dazu beraten 

wir unseren Antrag Interessen der Frauen stärken, Schutz 

des ungeborenen Kindes beibehalten. Der Gesetzentwurf 

sieht die Aufhebung des Verbots der Werbung für den 

Schwangerschaftsabbruch (§ 219a des Strafgesetzbuches 

(StGB)) vor. Durch eine weitere Regelung sollen strafgerichtli-

che Urteile wegen Werbung für den Schwangerschaftsab-

bruch, die nach dem 3. Oktober 1990 ergangen sind, aufge-

hoben und die Verfahren eingestellt werden. Wir lehnen den 

Gesetzentwurf der Ampel ab und legen unsere differenzierte 

Position ausführlich im begleitenden Antrag dar. Die Vor-

schrift des § 219a StGB ist eine wichtige Schutznorm für das 

ungeborene Leben. Wir wollen an dem befriedenden, vom 

Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung von 1993 

definierten Kompromiss festhalten. Gleichzeitig legen wir mit 

unserem Antrag dar, wie Beratungsangebote weiter verbes-

sert werden können, ohne das grundsätzliche Werbeverbot 

in Frage zu stellen. 

die zahlreichen Hürden im Steuerrecht auf, die der Erreichung 

dieses Ziels entgegenstehen: Für Vermieter gelten z.B. Ausga-

ben für energetische Modernisierungsmaßnahmen nach Er-

werb einer Immobilie oft nicht als sofort abziehbarer Auf-

wand. Sofern Modernisierungsmaßnahmen innerhalb von 

drei Jahren nach der Anschaffung des Gebäudes vorgenom-

men werden und die Aufwendungen hierfür (ohne Umsatz-

steuer) 15 Prozent der Anschaffungskosten des Gebäudes 

übersteigen, gelten diese Aufwendungen als sog. 

„anschaffungsnahe Herstellungskosten“. In vielen Fällen müs-

sen die Aufwendungen im Ergebnis über einen Zeitraum von 

bis zu 50 Jahren steuerlich geltend gemacht werden. Das 

hemmt die energetische Sanierung im Bestand und ist für 

viele Eigenheimnutzer Grund, teure Sanierungen zu unterlas-

sen. Das – sowie zahlreiche weitere Punkte – wollen wir än-

dern. 

2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

In dieser Sitzungswoche befassten wir uns mit der Verlänge-

rung zweier Mandate für Bundeswehreinsätze im Ausland: 

Der Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher 

Streitkräfte an der internationalen Sicherheitspräsenz in 

Kosovo (KFOR) sowie der Fortsetzung der Beteiligung be-

waffneter deutscher Streitkräfte an der „United Nations 

Interim Force in Lebanon“ (UNIFIL). Beide Mandate wurden 

weitgehend unverändert verlängert. Außerdem befassten wir 

uns mit der Deutschen Beteiligung an der Mission EUFOR 

ALTHEA. Operation ALTHEA ist seit 2004 der militärische Teil 

der EU-Mission in Bosnien-Herzegowina und Nachfolgemissi-

on der NATO-Missionen IFOR und SFOR. Deutschland war seit 

2012 nicht mehr beteiligt. Die Bundesregierung plant nun 

einen personellen Wiedereinstieg in die Mission mit einer 

Mandatsobergrenze von 50 Personen (faktisch voraussichtlich 

20 Personen). Diese sollen überwiegend im Stab in Sarajewo 

beratend tätig sein. 
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